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Das private Vermögen nimmt zu - aus Vermögensteuern nimmt der deutsche 
Staat jedoch nur wenig ein. Die folgende Studie beschäftigt sich mit den Mög-
lichkeiten einer höheren steuerlichen Belastung von Vermögen und stellt 
mehrere Optionen vor: 1. Wiedereinführung der allgemeinen Vermögens-
steuer, 2. einmalige Vermögensabgabe, 3. progressive Einkommensteuer auf 
alle Vermögenserträge, auch auf Kapitalerträge, 4. Reform der Erbschafts- 
und Schenkungssteuer, 5. Reform der Grundsteuer, 6. Reform der Banken-
abgabe und 7. Einführung einer Finanztransaktionssteuer. Um die Umsetz-
barkeit von höheren Steuern auf Reichtum aus verschiedenen Blickwinkeln 
zu klären, hat das WSI darüber hinaus vier Gutachten in Auftrag gegeben. 



 
 

   



 
 

 

1.  Einleitung 

Wie aktuelle Schätzungen zum Vermögen der privaten Haushalte in Deutschland zeigen, 

sind die Vermögensbestände hoch, nehmen langfristig zu und sind durch eine hohe und 

steigende  Ungleichverteilung  geprägt,  die  politisch  nicht  ausreichend  korrigiert  wird. 

Reformen der Vermögensteuer können als Korrektur  zuvor begangener  steuer‐ und  fi‐

nanzpolitischer  Fehler  begriffen  werden,  denn  die  deutschen  Staatsfinanzen  wurden 

durch die massiven Steuersenkungen der  letzten 14  Jahre  sehr  stark belastet und die 

Schieflage  in der Einkommens‐ und Vermögensverteilung hat sich dadurch sehr vergrö‐

ßert. 

Angesichts  der  jüngsten  Vorfälle  um  Steuerhinterziehung  und  Steuervermeidung  in 

Deutschland  ist die Frage nach der  immer ausgeprägteren Ungleichverteilung der Ein‐

kommen und Vermögen – als deren Folge ja zunehmende Steuerhinterziehung zu sehen 

ist  –  ein  brisantes  Thema  geworden,  das  auch  politisch wieder  verstärkt  aufgegriffen 

werden  sollte.  Steuersystematisch  können  bestimmte  vermögensbezogene  Steuern 

(insbesondere die allgemeine Vermögensteuer sowie Erbschaft‐ und Schenkungsteuer) 

nämlich  als  „Nachhol‐  und  Kontrollsteuer“  verstanden werden, mit  der  nicht‐erfasste 

Einkommen,  die  in  die  Vermögensbildung  fließen,  später  teilweise  „nachversteuert“ 

werden. Hinterzogenes Einkommen (genauso wie Einnahmen aus dem informellen Sek‐

tor und aus kriminellen Aktivitäten) wird auf kurz oder lang wieder in Vermögenswerten 

angelegt.  Die  Offensive  gegen  Steueroasen  in  Europa  und  die  Durchsetzung  des  au‐

tomatisierten Datenabgleichs verstärken den Trend zur Erhöhung des „legalen“ Vermö‐

gens, womit eine Vermögensteuer zeitlich nun genau richtig kommt.  

Das WSI hat vier Gutachten  in Auftrag gegeben, um einzuschätzen, ob und  in welcher 

Form eine Vermögensteuer  in Deutschland  sinnvoll wäre. Das WSI hat hierbei die  fol‐

genden ExpertInnen beauftragt, Gutachten zu erstellen1: 

 Dr.  Margit  Schratzenstaller  vom  Österreichischen  Institut  für  Wirtschaftsfor‐

schung WIFO (im folgenden WIFO Studie) 

 Prof. Dr. Achim Truger (HWR Berlin) und Dipl.‐Volksw., Dipl‐Verwaltungsw. (FH) 

Birger Scholz (FU Berlin) (im folgenden Berlin Studie)  

 Prof. Dr. Viktor van Kommer (Universität Utrecht) und Mag. Lambert F. Kosters 

(Radboud Universität Nijmegen) (im folgenden Utrecht Studie), zwei Steuerjuris‐

ten aus den Niederlanden 

                                                            
 

1   Alle  Gutachten  stehen  auf  der WSI‐Webseite  http://www.boeckler.de/wsi_45512.htm  zum 
Download zur Verfügung. 



WSI-Report 13 | Januar 2014 

2 

 Prof. Dr. Winfried Kluth, Verfassungsjurist (Universtät Halle), der die Gutachten 

der ÖkonomInnen und Steuerjuristen auf ihre verfassungsrechtliche Zulässigkeit 

überprüfte. 

Ziel war es, anhand wichtiger Kriterien zur Stärkung vermögensbezogener Steuern –  

 Aufkommenspotential (wie viel bringt die Steuer) 

 Ausmaß  zu  erwartender  Anpassungsreaktionen  (Substitutions‐,  Ausweichmög‐

lichkeiten, Effekte auf Investitionen und Wachstum) 

 Treffsicherheit  (wird  die  Zielgruppe  gut  erreicht  oder  zahlen  auch  ungeplante 

ärmere Gruppen plötzlich Steuer)  

 mögliche Probleme der Doppelbesteuerung  (wird z.B. der Zinsertrag sowohl  in 

der Einkommensteuer als auch in der Vermögensteuer besteuert) und  

 Substanzbesteuerung  (z.B. wird die Substanz von Vermögenswerten verringert) 

sowie Erhebungskosten (Verwaltungsaufwand um die Steuer zu berechnen und 

einzutreiben)  

Lösungsvorschläge zur Stärkung vermögensbezogener Steuern in Deutschland zu finden, 

die auch verfassungsrechtlich und politisch durchführbar sind. 

Die niederländische Studie sollte vor allem prüfen, inwieweit das niederländische Box III 

System, das fiktive Zinsen auf das Vermögen unterstellt und diesen fiktiven Vermögens‐

ertrag besteuert  (durch 1.2 % Steuer auf Vermögen, die bei einem fiktiv angenommen 

Zinssatz von 4 % einer Ertragsbesteuerung von 30 % entspricht), für Deutschland geeig‐

net wäre. Die niederländische Steuerreform 2000 wurde einstimmig von allen Parteien 

verabschiedet  und  von  Sozialdemokraten  und  konservativen  Ökonomen  gemeinsam 

entwickelt. 

2.  Mögliche Steuern auf hohe Einkommen und Vermögen 

Folgende Steuern eignen sich im Prinzip für die Besteuerung von hohen Einkommen und 

Vermögen, wobei im Folgenden nur auf vermögensbezogene Steuern sowie die Besteue‐

rung  von  Kapitaleinkommen  und  Finanztransaktionen  eingegangen  wird.  Die  Besteu‐

erung  von  Luxuskonsum  und  von  Spitzeneinkommen  wird  daher  außer  Betracht 

gelassen.  
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3.  Historischer Überblick über vermögensbezogene Steuern  
in Deutschland 

Vermögensbezogene Steuern gab es in Deutschland viele. Zur Erinnerung an die Vielfalt 

von Steuern auf Vermögen in Deutschlands Geschichte hier ein kurzer Überblick über in 

Deutschland ausgesetzte Vermögensteuer und vermögensbezogene Steuern 

Die bekannteste nicht mehr erhobene vermögensbezogene Steuer ist  

 die allgemeine Vermögensteuer.  

Darüber hinaus wurden seit 1949 folgende vermögensbezogene Steuern erhoben:  

 Vermögensabgabe (Lastenausgleich für Kriegsschäden) 

 Gewerbekapitalsteuer  

 diverse Kapitalverkehrssteuern (s. Berlin Studie S. 9 f.). 

In Deutschland wurde die Einhebung der allgemeinen Vermögensteuer 1997 als  Folge 

eines Verfassungsgerichtsurteils  (ungleiche Behandlung von Grund‐ und  Immobilien  im 

Vergleich  zu  anderen  Vermögenswerten)  ausgesetzt. Der Gesetzgeber  verzichtete  auf 

eine Reform der Besteuerung des Grund‐ und  Immobilienvermögens. Es handelte  sich 

um eine Nettovermögensteuer, d.h. besteuert wurde das Bruttovermögen abzüglich der 

Schulden.  Unter  Vermögen  wird  Sachvermögen  (Realvermögen)  verstanden,  das  ge‐

wöhnlich einen Ertrag abwirft. Unterschieden wird in 
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 Betriebsvermögen (direktes Eigentum) 

 Grundvermögen (vermietet, selbst genutzt oder nicht genutzt) 

 immaterielles Vermögen (Lizenzen, Patente, Urheberrechte) 

 Bodenschätze, Wälder, natürliche Ressourcen 

 Haushalts‐ und Gebrauchsvermögen (Hausrat, Kunstsammlungen, Autos, 

Schmuck). 

Zusätzlich muss das Geldvermögen berücksichtigt werden: 

 Spar‐ und Sichteinlagen bei Banken und Versicherungen, 

 Anleihen und andere Rentenwerte sowie Geldmarktprodukte, 

 Produktivvermögen, also Aktien, Geschäftsanteile und Beteiligungen, 

 sonstige Forderungen gegenüber anderen Wirtschaftssubjekten. 

4.  In Deutschland aktuell erhobene vermögensbezogene Steuern 

Derzeit erhobene Steuern, die unter vermögensbezogene Steuern fallen, sind  

 die Grundsteuer 

 die Erbschaft‐ und Schenkungsteuer 

 die Grunderwerbsteuer und  

 die 2011 neu eingeführte Bankenabgabe. 

Die  Einnahmen  aus  aktuell  erhobenen  vermögensbezogenen  Steuern  in  Deutschland 

beliefen sich 2012 auf nur 24,3 Mrd. Euro  (0,9 % des BIP), das sind 4 % des gesamten 

Steueraufkommens. Deutschland – ein reiches Land – liegt damit in der untersten Kate‐

gorie von Vermögensteuern (s. Grafik OECD Länder Vergleich 2010 in WIFO Studie S. 20 

oder Grafik Berlin  Studie  S.  15).  Zur  Entwicklung  der  einzelnen  Steuereinnahmen  seit 

1965 s. Berlin Studie (S. 13). 
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5.  Sieben Lösungsvorschläge für vermögensbezogene Steuern  
in Deutschland 

Die Zeilen  in Tabelle 1  im Anhang  zeigen  insgesamt  sieben Lösungsvorschläge  für ver‐

mögensbezogene Steuern in Deutschland. Diese sind 1. Wiedereinführung der allgemei‐

nen Vermögenssteuer 2. einmalige Vermögensabgabe 3. progressive Einkommensteuer 

auf  alle  Vermögenserträge,  auch  auf  Kapitalerträge,  4.  Reform  der  Erbschafts‐  und 

Schenkungssteuer,  5.  Reform  der  Grundsteuer,  6.  Reform  der  Bankenabgabe  und  7. 

Einführung einer Finanztransaktionssteuer.  

Die Spalten  in Tabelle 1  im Anhang zeigen: 1. um welche Steuerart es sich handelt, 2. 

welche politischen Maßnahmen erforderlich sind, 3. wie viel Mehreinnahmen die Steuer 

im ersten Jahr bringt, 4. wie groß der ökonomische Mehrwert  ist, 5. an welche Körper‐

schaft die Steuereinnahmen fließen, 6. wie treffsicher die Steuer ist, d.h. ob sie die Ziel‐

gruppe  trifft, 7. welche Ausweichreaktionen der Steuerpflichtigen zu erwarten  sind, 8. 

mögliche verfassungsrechtliche Probleme, 9. mögliche technische Probleme, 10. sonsti‐

ge Anmerkungen. 

5.1  Die Wiedereinführung einer allgemeinen Vermögensteuer (=Ländersteuer) 

Die Wiedereinführung einer allgemeinen Vermögensteuer (die unterschiedslos sämtliche 

Vermögen  der  privaten  Haushalte  und/oder  Unternehmen  besteuert):  Ausgegangen 

wird von einem Steuersatz von 1 % auf das Nettovermögen und Freibeträgen von 2 Mil‐

lionen  für  Privatpersonen  und  0.2 Millionen  für  juristische  Personen,  d.h.  die  Steuer 

würde nur die Reichsten treffen.  

Für  diese  Steuer muss  das  gesamte  Vermögen  in  regelmäßigen  Abständen  bewertet 

werden, was Kosten  verursacht. Die Utrecht  Studie  schätzt die Verwaltungskosten als 

eher hoch ein (3 %‐5 %), während die beiden anderen Studien (WIFO und Berlin Studie) 

der Auffassung sind, dass die Kosten niedriger sind (auch in der DIW 2012 Studie werden 

sie  auf  nur  1.8 %  geschätzt)  bzw.  immer  noch  ausreichend  Steuerertrag  übrig  bleibt, 

wenn es nur gelingt, diese Steuer einzusetzen und einzutreiben. Alle Gutachten finden, 

dass damit die Verwaltungskosten nicht außer Verhältnis zum Steueraufkommen stün‐

den. Denn immerhin wäre das Steueraufkommen einer allgemeinen Vermögensteuer am 

höchsten unter allen vermögensbezogenen Steuern. Die WIFO Studie  (S. 28) berechnet 

ein Steueraufkommen zwischen 11,6 Mrd. und 16,5 Mrd. Euro, d.h. 0,64 % des BIP, wo‐

bei vermutete Ausweichreaktionen der Betroffenen von 3‐4 Mrd. Euro schon abgezogen 

sind. Die Berlin Studie vermerkt auch, dass Reformen  zur Erreichung der Verfassungs‐

konformität 1997 möglich gewesen wären und auch heute noch sind. Das Bundesverfas‐

sungsgericht  beanstandete  damals  die  ungleiche  Behandlung  von  Immobilien  im Ver‐

gleich zu anderen Vermögensgegenständen. Das Gutachten von Kluth warnt davor, zu 
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leichtfertig vom Bestehen einer Gesetzgebungskompetenz des Bundes auszugehen. Der 

Bund könne seiner Einschätzung nach nur koordinierende Regelungen treffen. Die Ver‐

schärfung der Anforderungen an die Erforderlichkeit einer Bundesgesetzgebung  im Be‐

reich der konkurrierenden Gesetzgebung müsse berücksichtigt werden. Außerdem warnt 

er davor, die allgemeine Vermögensteuer mit den Staatsschulden des Bundes zu  legiti‐

meren, denn sie sei eine Ländersteuer und fließe demnach den Ländern zu. Das Streit‐

thema der Unantastbarkeit der Vermögenssubstanz  sei nicht  gegeben, da die Vermö‐

gensteuer als Sollertragssteuer qualifiziert werde und somit  langfristig nur die Erträge, 

die aus der Eigentumssubstanz fließen, besteuert würden und nicht die Substanz selbst. 

Bei  einer  Sollertragsteuer mit  niedrigem  Steuersatz  und  hohen  Freibeträgen  sei  die 

Vermögenssubstanz nicht wesentlich tangiert. Man könnte diese Steuer daher aus guten 

Gründen fordern. Zu beachten sind Verteilungswirkungen zwischen den Ländern, die die 

DIW 2012 Studie wie folgt berechnet: 

 

5.2  Die Erhebung einer einmaligen Vermögensabgabe (=Bundesabgabe) 

Die verfassungsrechtliche Grundlage für die Erhebung einmaliger bzw. zeitlich befriste‐

ter Vermögensabgaben findet sich in Art. 106 Abs. 1 Nr. 5 GG. Im Zuge der besonderen 

Belastungen der öffentlichen Haushalte durch die globale Wirtschafts‐ und Finanzkrise 

rückte die Möglichkeit der Erhebung einer Vermögensabgabe zunehmend  in den Fokus 

der Steuerdebatte. Die Abgabe steht dem Bund zu. 

In einem Rechtsgutachten  im Auftrag von ver.di und der Hans‐Böckler‐Stiftung hat der 

Staatsrechtler  Joachim Wieland die Voraussetzungen und Ausgestaltungsmöglichkeiten 

einer  Vermögensabgabe  einer  eingehenden  Prüfung  unterzogen  (Wieland  2012).  Er 
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kommt zum Ergebnis, dass eine angestrebte Reduzierung der Staatsverschuldung, die im 

Rahmen der Wirtschaftskrise sprunghaft angestiegen ist, eine hinreichende Begründung 

zur  Erhebung  einer Vermögensabgabe  ist.  Sie  darf  aber  nicht  dauerhaft,  sondern  nur 

anlassbezogen  zur  Deckung  eines  außerordentlichen  Finanzbedarfs  erhoben  werden. 

Der Lastenausgleich zeige zudem, dass eine Abgabe aus einem einmalig  feststehenden 

Betrag bestehen könne, der über einen längeren Zeitraum aufgebracht werde. Die paral‐

lele Erhebung einer Vermögensabgabe ergänzend zu einer Vermögensteuer sei zur De‐

ckung eines außerordentlichen Bedarfs zulässig. Ein Zugriff auf die Vermögenssubstanz 

sei  zulässig,  soweit  die wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit  der  Besteuerten  nicht  über‐

dehnt  werde.  Es  gelte,  dass  die  wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit  mit  ansteigendem 

Vermögen zunehme. Ebenso sei die Belastung von Betriebsvermögen wie von Kapitalge‐

sellschaften zulässig. Auch hier gelte die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit als Maßstab. 

Hieraus folge auch die Möglichkeit eines progressiven Tarifs (s. Berlin Studie S. 18). 

Auch das DIW  (Bach 2012) betrachtet Vermögensabgaben als zielführend zur Reduzie‐

rung der Staatsschulden. Der besondere Vorteil gegenüber einer  laufenden Vermögen‐

steuer  liege  in den kaum möglichen Ausweichreaktionen der Besteuerten.  Im Blick ha‐

ben müsse der Gesetzgeber jedoch mögliche negative wirtschaftliche Effekte etwa durch 

Liquiditäts‐ und Finanzierungsprobleme  (Bach 2012, S. 7). Auch unter Aspekten der  in‐

ter‐ und  intragenerativen Steuergerechtigkeit spricht vieles  für Vermögensabgaben zur 

Reduzierung der Staatsschulden. Von hohen Staatsschulden haben vor allem die älteren 

Generationen  durch  zu  niedrige  Steuern  profitiert,  die  durch  eine  Vermögensabgabe 

wiederum stärker belastet werden als Jüngere. Ein weiteres Argument ist, dass die Ver‐

mögensbesitzer von den staatlichen Stabilisierungsmaßnahmen  in der Finanzmarktkrise 

enorm profitiert haben (s. Berlin Studie S. 18). 

Eine  einmalige  Vermögensabgabe  weist  eine  hohe  Treffsicherheit  auf:  330.000  bis 

340.000 Personen  (etwa 0,6 % der erwachsenen Bevölkerung) wären abgabenpflichtig, 

würde die Vermögensabgabe nach den Eckpunkten von Bach/Beznoska/Steiner  (2010) 

bzw. Bach  (2012) konzipiert. Eine Vermögensabgabe mit hohen persönlichen Freibeträ‐

gen belastete somit nur die sehr Vermögenden. (WIFO S. 30).  

Ein Gelingen der Einhebung einer Vermögensabgabe hängt von der Einschätzung  ihrer 

Verfassungskonformität  ab.  Ob  Staatsschuldenreduktion  als  Grund  für  die  Einhebung 

ausreicht,  oder  ob  ein  Beweis  der Wachstumswirkungen  der  Steuer  gegeben werden 

muss,  ist offen. Eine einmalige Vermögensabgabe als  fiskalischer Stimulus nach der Fi‐

nanzkrise  scheint  verfassungskonform.  Kluth  sieht  die  Gefahr  einer  Substanzbesteue‐

rung mehr  gegeben,  als bei der  allgemeinen Vermögenssteuer, da der  Steuersatz  auf 

eine  einmalige  Vermögensabgabe  höher  sei.  Damit  könnten  Familienbetriebe  in  Pro‐

bleme geraten. Das Postulat eines Verbots von Zugriffen auf die Vermögenssubstanz  in 

der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts sei aber nicht zum Bereich der tra‐

genden Gründe zu  rechnen, dass also  insoweit keine  strikte Bindungswirkung vorliegt. 
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Eine allgemeine Vermögensabgabe als fiskalischer Stimulus nach der Finanzkrise sei da‐

her verfassungskonform. 

5.3  Progressive Allgemeine Einkommenssteuer auch auf Kapitalerträgen 

Eine Anhebung der Kapitalertragsteuer hat gegenüber der Wiedereinführung der Ver‐

mögensteuer den Vorteil, dass sie Doppelbesteuerung sowie mögliche Substanzbesteue‐

rung bei geringen oder fehlenden Erträgen bzw. bei Verlusten vermeidet.  

Erhebt man  stattdessen  die  progressive  Einkommensteuer  auf  alle Vermögenserträge 

(statt wie  bisher mit  einer  25 %  Abgeltungssteuer  auf  Kapitalerträge)  so  liefert  dies 

Mehreinnahmen von 3‐4 Mrd. Euro, was die Einkommensverteilung deutlich verbessert. 

Auch die Treffsicherheit ist hoch. Da Veräußerungsgewinne aus Grund‐ und Immobilien‐

vermögen meist der progressiven Einkommensteuer unterliegen (wenn die veräußerten 

Objekte weniger  als  10  Jahre  gehalten wurden oder nicht mindestens  zwei  Jahre  vor 

Verkauf selbst genutzt wurden) und Veräußerungsgewinne von Finanztiteln wie andere 

Kapitalerträge der Abgeltungssteuer unterliegen, herrscht derzeit eine Ungleichbehand‐

lung von Grund‐ und Immobilien versus Finanztiteln.  

 5.4  Eine Erhöhung der Erbschaft‐ und Schenkungsteuer (=Ländersteuer)  

Die  Besteuerung  von  Erbschaften  und  Schenkungen  ist  in  Deutschland  im  Erbschaft‐

steuer‐  und  Schenkungsteuergesetz  zusammenfassend  geregelt.  Die  Erbschaftsteuer 

belastet hierbei Vermögensübertragungen durch Erbfolge. Besteuert wird nur der Net‐

towert des Nachlasses. Der Erbschaftsteuerreform 2008 (gültig ab 2009) war ein Urteil 

des  Bundesverfassungsgerichts  vom  07.11.2006  vorausgegangen,  der  das  damals  gel‐

tende Recht in weiten Teilen für nicht verfassungskonform erklärte. Wesentlicher Kritik‐

punkt war  die  geringe  Bewertung  von Grund‐  und  Betriebsvermögen  im  Vergleich  zu 

Wertpapier‐ oder Barvermögen. Die schwarz‐gelbe Bundesregierung hat daraufhin pau‐

schalierende Bewertungsvorschriften entwickelt, aber gleichzeitig auch die Steuerfreibe‐

träge beim selbstgenutzten Eigentum und vor allem neue Begünstigungen für Betriebs‐

vermögen eingeführt (Berlin Studie S. 7). So bleibt das begünstigte Betriebsvermögen in 

der Regel bis zu einem Wert von 1 Million Euro steuerfrei vererbbar. Betriebsvermögen 

– egal welcher Höhe – kann komplett  steuerfrei bleiben, wenn die Lohnsumme  inner‐

halb von zehn Jahren 1.000 % der Lohnsumme des Jahres des Erbfalls nicht unterschrei‐

tet und das Verwaltungsvermögen nicht höher als 10 %  liegt. Bei einer Behaltens‐Frist 

von  sieben  Jahren und einer Lohnsumme von 650 % bleiben 85 % erbschaftsteuerfrei 

(vgl. ausführlich Rechtsanwälte Ebner, Stolz, Mönning, Bachem o.J.). Der Bundesrat hat 

am 06.07.2012 eine umfassende Stellungnahme zum Entwurf des Jahressteuergesetzes 

(JStG) 2013 beschlossen. Die Stellungnahme  sieht u.a. eine Ergänzung des ErbStG vor, 

durch die eine Nutzung unerwünschter schenkungsteuerlicher Gestaltungsmodelle ver‐

hindert  werden  soll.  Der  Bundesfinanzhof  hat  abermals  beim  Bundesverfassungs‐

gerichtshof Beschwerde eingelegt, weil es durch geschickte Gestaltung derzeit möglich 
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ist, Privatvermögen  in Betriebsvermögen  „zu verschieben“ und  so die Steuerpflicht  zu 

umgehen. Dies könne dazu führen, dass nur noch diejenigen Erbschaftsteuer zahlen, die 

es nicht rechtzeitig geschafft haben, Privatvermögen in Betriebsvermögen umzuwandeln 

(BFH 2012) (Berlin Studie S. 8). 

Obwohl das Volumen des vererbten Vermögens ansteigt, sinkt das Aufkommen der Erb‐

schaftsteuer in den letzten Jahren und betrug 2012 nur noch 0,16 % des BIP. Hier sehen 

sowohl die Berlin Studie als auch die WIFO Studie ein großes Potential. Denn die Treffsi‐

cherheit und das potentielle Aufkommen einer Erhöhung der Erbschaftsteuer sind hoch. 

Das Gros des Aufkommens wird von einer relativ kleinen Zahl von besteuerten Erbschaf‐

ten erzielt: 0,35 % der unbeschränkt Steuerpflichtigen erbrachten 25,7 % des Aufkom‐

mens. Da der Anteil des Unternehmensvermögens  (Betriebsvermögen plus Anteile  an 

nicht‐notierten  Kapitalgesellschaften)  auf  22 %  bis  32 %  an  allen  Übertragungen  ge‐

schätzt  wird,  haben  sich  die  Ausnahmetatbestände  für  das  Unternehmensvermögen 

erheblich  auf  die  gesamten  Erbschaftsteuereinnahmen  ausgewirkt.  International  sind 

Verschonungsregeln  für Unternehmensvermögen  zwar  nicht  selten  anzutreffen,  aller‐

dings  gehen  sie  in  der  Regel  nicht  so weit wie  in Deutschland. Das  Ziel  der Verscho‐

nungsregeln ist die Sicherstellung der Beschäftigung (Verhinderung von Arbeitsplatzver‐

lusten) bei der Unternehmensnachfolge. Ein solcher Lenkungszweck ist zwar grundsätz‐

lich  legitim, aber nur, wenn der Lenkungszweck durch die getroffene Regel überhaupt 

erreicht werden kann. Nach Ansicht des Wissenschaftlichen Beirats beim Bundesminis‐

terium  der  Finanzen  ist  die  Sorge  um  Arbeitsplatzverluste  weitgehend  unbegründet. 

Hinzu komme, dass die Begünstigung auch Unternehmensteile betrifft, die  im Ausland 

liegen.  

Ende 2011 sprach sich der Wissenschaftliche Beirat beim Bundesministerium der Finan‐

zen in einem Gutachten dafür aus, das neue Erbschaftsteuerrecht abermals grundlegend 

zu novellieren. Kritik rief vor allem die weitgehende Freistellung von Betriebsvermögen 

und selbst genutztem Wohneigentum hervor. Auch die hohen Grenzsteuersätze von bis 

zu 50 % wurden unter Effizienzgesichtspunkten abgelehnt. Stattdessen empfahl der Bei‐

rat, drei Viertel der Erbschaften von der Besteuerung auszunehmen und ein Viertel mit 

durchschnittlich 8 % zu besteuern, um bei geschätzten Erbschaften von 200 Mrd. Euro 

ein Aufkommen von 4 Mrd. Euro zu erzielen. Zusätzlich soll das Recht auf Steuerstun‐

dung eingeführt werden, um die Fortführung von Betrieben zu ermöglichen.  (Vgl. aus‐

führlich Wissenschaftlicher Beirat 2011). 

Der  Reformvorschlag  des  Wissenschaftlichen  Beirats  zielt  demnach  darauf  ab,  das 

gegenwärtige Einnahmevolumen von 4 Mrd. Euro pro Jahr zu erhalten. Es muss  jedoch 

gefragt werden, warum 4 Mrd. Euro Einnahmen bei geschätzten Erbschaften  in Höhe 

von 200 Mrd. Euro ausreichend sein sollen. So könnte ein Steuersatz von 16 % die Ein‐

nahmen auf 8 Mrd. Euro verdoppeln. Noch höhere Steuersätze von z.B. 32 % würden zu 

Mehreinnahmen von 12 Mrd. Euro führen und bewegen sich damit in Dimensionen wie 

bei einer Wiedererhebung der Vermögensteuer (Berlin Studie S. 19).  



WSI-Report 13 | Januar 2014 

10 

Die Höfeordnung als Sonderfall der Erbschaftsteuer 

Die Höfeordnung  (HöfeO)  regelt  die  Erbfolge  von  in  Familienbesitz  befindlichen  land‐ 

und  forstwirtschaftlichen  Betrieben  (Bauernhöfe).  Sie  soll  sicherstellen,  dass  der Bau‐

ernhof ungeteilt an eine ErbIn geht (Anerbenrecht). Die Höfeordnung ist per Bundesge‐

setz  für  die  Länder  Hamburg,  Niedersachsen,  Nordrhein‐Westfalen  und  Schleswig‐

Holstein geregelt und ist Ausdruck der erbrechtlichen Traditionen der Landwirtschaft im 

Nordwesten Deutschlands  (der  Süden praktiziert die  gleichmäßige  Teilung des  Erbes). 

Die weichende ErbIn, also nicht die HoferbIn, hat an Stelle eines Anteils am Hof einen 

Anspruch auf Zahlung einer Abfindung (§ 12 HöfeO). Weichende ErbInnen sind regelmä‐

ßig die weiteren Kinder und die EhegattIn der ErblasserIn. Die Höhe der Abfindung rich‐

tet sich einerseits nach der "Erbquote" und andererseits nach dem Wert des Hofes. Die 

"Erbquote" bestimmt  sich nach den allgemeinen Regelungen des Bürgerlichen Gesetz‐

buches (BGB). Der Wert des Hofes als Ausgangspunkt der Abfindung bestimmt sich nach 

dem Wert zum Zeitpunkt des Erbfalls und ist definiert als das Eineinhalbfache des zuletzt 

festgestellten Einheitswertes  (§ 12 Abs. 2 S. 2 HöfeO). Die Abfindung  liegt daher weit 

unter  dem  ansonsten  im  Erbrecht  auch  für  land‐  und  forstwirtschaftliches  Vermögen 

geltenden Ertragswert. Wird eine Erbfolge nach der HöfeO nicht gewünscht,  so  reicht 

ein anderslautender Übergabevertrag oder ein Testament. Wichtig  ist, dass die HöfeO 

das Aufkommen der Erbschaftsteuer nicht beeinflusst, da der gesamte vererbte Hof zum 

Ertragswert steuerpflichtig ist.  

Die Erbschaftsteuer kommt den Ländern zu. Hier liegt kein Substanzproblem vor, weil sie 

von ihrer Idee her schon Substanzsteuer ist. Liquiditätsprobleme lassen sich durch einen 

hohen Freibetrag vermeiden, sodass sehr hohe Erbschaften getroffen werden und nicht 

die  kleinen.  Stundungsregelungen  können  Härtefälle  mindern.  Der  Freibetrag  sollte 

eventuell am Medianwert des Eigenhauses bemessen  werden (dies die vom WIFO prä‐

ferierte Variante, obgleich, wie gesagt alle Möglichkeiten für gangbar erachtet werden). 

Angesichts der hohen Konzentration deutscher Vermögen  lässt sich die Erbschaftsteuer 

mit hohen Freibeträgen gestalten und liefert doch hohes Steueraufkommen.  

Bei der Erbschaft‐ und Schenkung‐ sowie der Grundsteuer wird sich aufgrund der aus‐

stehenden Verfassungsgerichtsurteile  in der nächsten Zeit ohnehin der Bedarf zu einer 

Reform ergeben, so dass sich zudem quasi ein natürlicher Anlass und die Chance ergibt, 

die Vermögensbesteuerung  in Deutschland  auf  der Basis  einer  verfassungskonformen 

Bewertung  von Vermögen  umfassend  neu  zu  gestalten  und  zu  stärken. Diesbezüglich 

optimistisch  stimmen  zunächst  insbesondere  die  Vorschläge  von  SPD  und  Bündnis 

90/Die Grünen, bei denen solche Steuererhöhungen zuvor lange Zeit keine wesentliche 

Rolle gespielt hatten und die ihren Weg nun immerhin bis ins Wahlprogramm gefunden 

haben (Berlin Studie S. 35). 
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Anzustreben  sind weniger  Ausnahmen  im  Sinne  der  Steuergerechtigkeit.  Nötige  Aus‐

nahmen müssen MIT MASS UND ZIEL gestaltetet werden, so dass sie Klein und Mittelbe‐

trieben helfen, aber auch da nicht völlige Steuerfreiheit gewähren.  

Die politische Akzeptanz  einer Erhöhung der Erbschaftsteuer bei der breiten Bevölke‐

rung  ist nur dann gegeben, wenn deutlich wird, dass diese Steuer nur einen Bruchteil 

der  Bevölkerung  betrifft,  dass  sie  eine  Superreichensteuer  ist.  Denn,  wie  Siegmund 

Freud schon  feststellte, Vererben hat mit unserer Angst vor dem Tod zu  tun. Mit Ver‐

erben wollen wir etwas Bleibendes hinterlassen, wollen unsterblich  sein, weshalb Wi‐

derstände gerade bei der Erbschaftsteuer oft etwas Irrationales haben. Erbschaftsteuern 

sind  immer  durch  eine  Schenkungsteuer  zu  ergänzen,  weil  ansonsten  die  Erbschaft‐

steuer durch Schenkungen umgangen wird. 

5.5  Erhöhung der Grundsteuer (=Gemeindesteuer) 

Seit dem Beschluss des Bundesverfassungsgerichts zur Vermögensteuer 1995 haben sich 

die Bundesländer wiederholt mit der Reform der Grundsteuer beschäftigt. Die Reform‐

debatte hat sich dabei weitgehend auf eine Reform der Bemessungsgrundlage (Bewer‐

tung  der  Grundstücke)  konzentriert  und  Steuerbelastung,  Steuerbefreiung  und  Tarife 

weitgehend ausgespart (Berlin Studie S. 19).  

Die Grundsteuer, die den Besitz von  Immobilienvermögen der privaten Haushalte, der 

Land‐ und Forstwirtschaft und der Unternehmen betrifft  ist – wenn man von der allge‐

meinen  Vermögensteuer  absieht  –  die  vermögensbezogene  Steuer mit  dem  größten 

Steueraufkommen.  Im  Jahr 2010 betrug das Aufkommen der Grundsteuer A  (landwirt‐

schaftliche Grundstücke) 0,4 Mrd. Euro und das der Grundsteuer B  (für bebaute oder 

bebaubare  Grundstücke)  11  Mrd.  Euro  (Berlin  Studie  S.  4).  Die  Grundsteuer  ist  in 

Deutschland eine Steuer auf das Eigentum an Grundstücken. Das Aufkommen steht den 

Gemeinden zu. 

Die Grundsteuer zeichnet  sich durch eine  stabile Bemessungsgrundlage und ein zu er‐

wartendes  langfristig  hohes  Aufkommenspotential  aus.  Angesichts  der  bestehenden 

Unterbewertung der Grund‐ und Immobilienvermögen durch die Anwendung völlig ver‐

alteter Einheitswerte bei der Bemessung der Grundsteuerschuld dürfte das zusätzliche 

Aufkommenspotential einer Stärkung der Grundsteuer durch eine verkehrswertnähere 

Bewertung beträchtlich sein. Anpassungsreaktionen der Steuerpflichtigen auf eine Erhö‐

hung der Grundsteuer dürften begrenzt  sein.  Für eine Hinterziehung der Grundsteuer 

besteht  faktisch kein Spielraum, und  internationale Steuerflucht scheidet aufgrund der 

Immobilität  von  Grund‐  und  Immobilienvermögen  als  Ausweichoption  aus.  Lediglich 

durch Abwanderung ins Ausland kann sich der Steuerpflichtige der Besteuerung entzie‐

hen (WIFO Studie). 

Auch  die  Erwartung  einer  notwendigerweise  regressiven Wirkung  einer Grundsteuer‐

erhöhung, die sich aus der Analyse von Bach (2009) ergibt, der den Eigentümerhaushal‐
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ten  das  Grundsteueraufkommen  aufgrund  der  imputierten  Mieten  zurechnet,  muss 

nicht  unbedingt  zutreffen, wenn man  – wie  bei  vermieteten  Immobilien  –  von  einer 

überdurchschnittlichen  Unterbewertung  von  höherwertigem  selbst  genutzten Wohn‐

eigentum ausgeht. 

Der  Bundesfinanzhof  (BFH)  hat  in  zwei Urteilen  die Verfassungsmäßigkeit  der  für  die 

Grundsteuer maßgeblichen Einheitswerte in Zweifel gezogen, ohne allerdings diese Fra‐

ge dem Bundesverfassungsgericht vorzulegen (BFH 2010a und 2010b). Mit der Überprü‐

fung dieser Fragestellung  ist dennoch derzeit das Bundesverfassungsgericht beschäftigt 

(Az.  2  BvR  287/11).  Aufgrund  des  Verfahrens  hatten  SteuerexpertInnen  Immobilien‐

eigentümerInnen empfohlen, gegen den Grundsteuerbescheid 2011 und der darauffol‐

genden  Jahre einen Antrag auf Aufhebung des Einheitswert‐Bescheides  zu  stellen, be‐

ziehungsweise bei Ablehnung dagegen Einspruch zu erheben. Die Finanzämter sind an‐

gewiesen,  alle  eingegangenen  Anträge  und  Einsprüche  bis  zum  Entscheid  des  Bun‐

desverfassungsgerichtes ruhen zu lassen. 

5.6   Erhöhung der Bankenabgabe 

Durch das Restrukturierungsfondsgesetz vom 9.12.2010 sind Kreditinstitute ab 2011 zur 

Zahlung  einer  Bankenabgabe  verpflichtet.  Bemessungsgrundlage  der  Abgabe  ist  die 

Summe  der  Passiva  abzüglich  bestimmter  Posten,  soweit  sie  den  Freibetrag  von  300 

Millionen Euro übersteigt. Die Passivseite einer Bankbilanz besteht –  stark  stilisierend 

dargestellt  –  aus den Verbindlichkeiten  gegenüber der  Zentralbank, den  Einlagen  von 

Banken und Nichtbanken (Kunden), den Bankanleihen sowie dem Eigenkapital. 

Die Abgabe ist progressiv nach dem Volumen der beitragserheblichen Passiva gestaffelt 

und beträgt zwischen 0,02 % und 0,06 %. Daneben wird das außerbilanzielle Derivatevo‐

lumen mit 0,0003 % belastet. Die Abgabe bemisst sich somit an der Größe des Instituts 

und dessen Grad der Vernetzung mit dem Finanzsystem. Der  Jahresbeitrag einer Bank 

aus der Summe der Beitragskomponenten „Passiva“ und „Derivate“ wird bei 20 % des 

Jahresüberschusses  gekappt  (sog.  Zumutbarkeitsgrenze).  Auf  jeden  Fall wird  aber  ein 

Mindestbeitrag von 5 % des  regulären  Jahresbeitrags erhoben. Mit der Bankenabgabe 

wird ein Restrukturierungsfonds mit einer Zielgröße von 70 Mrd. Euro aufgebaut, durch 

den  notwendige  Abwicklungs‐  oder  Restrukturierungsmaßnahmen  systemrelevanter 

Banken finanziert werden. 

Im  Jahr 2011 nahm der Restrukturierungsfonds mit 600 Mio. Euro nur halb so viel ein, 

wie ursprünglich vom Finanzministerium geplant. Eine Erhöhung oder Verbesserung der 

Einhebung könnten darum erwogen werden.  
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5.7   Besteuerung von Finanztransaktionen 

Neben  deutschen  Steuern, wie  etwa  der  Bankenabgabe,  ist  auch  die  EU‐Debatte  um 

eine Finanztransaktionssteuer und eine Finanzaktivitätssteuer zu  forcieren, denn diese 

Steuer scheint einzuschlafen. Der Stand (Mai 2013) ist folgender: 

Eine Finanztransaktionssteuer FTT (0.1 % Steuer auf den Handel von Wertpapieren und 

Aktien und 0.01 % auf den Handel von Derivaten) würde 20 Mrd. Euro bis 2020 bringen. 

Würde man auch Handel mit ausländischen Währungen mit 0.1 % Steuer  inkludieren, 

würde das Aufkommen 50 Mrd. Euro betragen. 

Eine tatsächliche Einführung und Erhöhung der Finanztransaktionssteuer,  insbesondere 

auf Derivate, würde das Aufkommen deutlich erhöhen und könnte auch als Strafe  für 

Derivate  (=Wetten  auf  Finanztitel),  als  Strafe  für  das  Zocken  auf  den  Finanzmärkten, 

politisch gut verkauft werden.  

Die Finanzaktivitätssteuer FAT (5 % auf die Summe von Profiten und Löhnen von Finanz‐

institutionen) würde 25 Mrd. Euro bringen.  

6.  Zusammenfassung 

Grundsätzlich sind alle Möglichkeiten – allgemeine Vermögensteuer, einmalige Vermö‐

gensabgabe,  Erbschaft‐  und  Schenkungsteuererhöhung  und  Grundsteuererhöhung  –  

gangbare  Optionen.  Sie  unterscheiden  sich  bezüglich  Anpassungsreaktionen,  Treffsi‐

cherheit,  Doppelbesteuerungsproblemen,  Substanzbesteuerungsproblemen  und  Erhe‐

bungskosten ( WIFO Gutachten S. 37): 

 

Angesichts der hohen Konzentration deutscher Vermögen lässt sich die Erbschaftsteuer 

mit  hohen  Freibeträgen  gestalten  und  liefert  doch  hohes  Steueraufkommen.  Bei  der 

Erbschaft‐ und Schenkung‐ sowie der Grundsteuer wird sich aufgrund der ausstehenden 

Verfassungsgerichtsurteile  in der nächsten Zeit ohnehin der Bedarf zu einer Reform er‐

geben, so dass sich zudem quasi ein natürlicher Anlass und die Chance ergibt, die Ver‐

mögensbesteuerung  in Deutschland auf der Basis einer verfassungskonformen Bewer‐

tung von Vermögen umfassend neu zu gestalten und zu stärken.  
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Diesbezüglich optimistisch stimmten zunächst insbesondere die Vorschläge von SPD und 

Bündnis 90/Die Grünen, bei denen solche Steuererhöhungen zuvor lange Zeit keine we‐

sentliche Rolle gespielt hatten, und die ihren Weg zumindest immerhin bis ins Wahlpro‐

gramm gefunden hatten (Berlin Studie S. 35).  

Anzustreben  sind weniger  Ausnahmen  im  Sinne  der  Steuergerechtigkeit.  Nötige  Aus‐

nahmen müssen MIT MASS UND ZIEL gestaltetet werden, so dass sie Klein und Mittelbe‐

trieben helfen, aber auch da nicht völlige Steuerfreiheit gewähren.  

Ein Ausbau mehrerer vermögensbezogener Steuern könnte auf allen staatlichen Ebenen 

auf  sozial gerechte Art und Weise ein erhebliches Mehraufkommen erzielen: Die Ver‐

mögensabgabe  könnte  beim Bund  zu  beträchtlichen  –  zweckgebundenen  und  zeitlich 

befristeten  –  Mehreinnahmen  führen.  Vermögen‐  sowie  Erbschaft‐  und  Schenkung‐

steuer könnten die Länder‐Haushalte sehr deutlich stärken. Ein Ausbau der Grundsteuer 

könnte einen wesentlichen Beitrag  zur Stärkung und konjunkturellen Verstetigung der 

Gemeindefinanzen leisten.  

Das  niederländische  Box  III Modell  hingegen  scheint  für Deutschland  nicht  erfolgver‐

sprechend. Box  III  in Deutschland einzuführen und fiktive Vermögenserträge zu besteu‐

ern schafft Probleme der Doppelbesteuerung, ohne große Mehreinnahmen zu bringen. 

Außerdem liegt gerade in Krisenzeiten mit niedrigem Zinssatz der fiktive Steuersatz über 

dem tatsächlichen, was zu Substanzverlusten führen kann. Als Steuerbasis für die Box III 

Steuer wird der Besitz minus Schulden verwendet. Als Besitz gelten: 

 Immobilien 

 Rechte auf Immobilien 

 Güter des Steuerpflichtigen und dessen Partner, die nicht für persönliche  

Zwecke verwendet werden und stattdessen als Investition betrachtet werden 

können 

 Rechte auf diese Güter 

 andere Vermögensrechte die zu Einkünften führen wie Bargeld, Bankkonten, Ak‐

tien usw. 

Darüber hinaus besteht ein Steuerfreibetrag,  sodass die ersten Euro 21.000 Euro Ver‐

mögen pro Person nicht der Box III Besteuerung unterliegen. Auch das Eigenheim ist aus 

der Box III Besteuerung ausgenommen. Bei Eigenheimen besteht die Möglichkeit, Hypo‐

thekzinsen von den besteuerbaren Arbeitseinkünften in Box I innerhalb der Einkommen‐

steuer abzuziehen.  Im Übrigen werden nicht alle anderen Vermögensgegenstände be‐

steuert. So sind beispielsweise Wälder und Naturgebiete freigestellt.  

Der Fiskus unterstellt einen bestimmten durchschnittlichen Zinssatz auf die oben ange‐

führten Formen von Vermögen  (ausgenommen Eigenheime,  inkludiert aber  sehr wohl 

Zweitwohnungen  und  alle  anderen  Vermögensformen)  und  besteuert  diese  fiktiven 



WSI-Report 13 | Januar 2014 

15 

Zinserträge, egal wie hoch der tatsächliche Zins ist. Bei einem unterstellten Zins von 4 % 

und 30 % Zinsertragssteuer entspricht dies einer Besteuerung von 1,2 % des Vermögens. 

Box III war eine sehr akzeptierte Steuer in den Niederlanden, solange der Sollzins unter 

dem  Istzins  lag. Nun, bei niedrigen Zinsen, die deutlich unter den 4 %  liegen, die der 

Fiskus  annimmt, wird  das  Thema  der  Substanzbesteuerung wieder  größer  (denn  die 

Leute haben die 4 % ,auf die die Steuer berechnet wird, ja im letzten Jahr nicht verdient, 

sondern nur etwa 1 % Zinsen empfangen, d.h. derzeit wird die Substanz angegriffen). 

Vorteil: Es besteht keine Doppelbesteuerungsproblematik, sie sind leicht zu erheben und 

werden, da es undeutlich ist, ob es eine Steuer auf Vermögen oder Vermögensertrag ist, 

in  der  Bevölkerung  leichter  akzeptiert  als  eine Vermögensteuer.  Problematisch  ist  je‐

doch,  dass  es  in  den Niederlanden  keine  Zinsertragsteuer  gibt  ‐ wenn  die  Zinsertrag‐

steuer  in Deutschland  abzuschaffen  ist,  da  dies  dann Doppelbesteuerung wäre,  dann 

stellt sich die Frage, was diese Steuer noch bringt. 

Um zu verhindern, dass Personen mit relativ kleinen Vermögen von dieser Art der Be‐

steuerung der Vermögenswerte getroffen werden, könnte ein steuerfreies Vermögen in 

Höhe eines Durchschnittshauses  im System eingebaut werden. Dies hätte den Vorteil, 

dass  teure Häuser unter die Einkommensteuer  (Box  I)  fallen. Auf diese Art und Weise 

würde in der Besteuerung nicht zwischen Personen unterschieden werden, die in Aktien 

oder Eigenheime investieren (Utrecht Studie S. 12). 

Die niederländische Steuer Box III wurde 2004 für Deutschland untersucht. Damals wur‐

den die geringen Verteilungswirkungen kritisiert. Die Tabelle berechnet 2 Varianten.  

Variante 1: Auf den marktnahen Vermögenswert der entsprechenden Objekte abzüglich 

Schulden und eines persönlichen Grundfreivermögens von 19 252 Euro je Steuerpflichti‐

gen und von 2 571 Euro je Kind wird eine kalkulatorische Kapitalverzinsung von 4 % be‐

rechnet und – unabhängig vom  tatsächlichen Ertrag – mit einer Abgeltungssteuer von 

30 % belegt; dies entspricht einer Vermögensteuer von 1,2 %. 

Variante  2: Alternativ  könnten  die  kalkulatorischen Vermögenserträge  in  die Veranla‐

gung  zur Einkommensteuer einbezogen werden und die bisherigen Einkünfte aus Ver‐

mietung  und  Verpachtung  sowie  aus  Kapitalvermögen  ersetzen.  Dann  unterlägen  sie 

nicht dem pauschalen Abgeltungssatz,  sondern dem  individuellen Grenzsteuersatz des 

Steuerpflichtigen;  ferner  könnten  auch  Sonderausgaben und  außergewöhnliche Belas‐

tungen von diesen Einkünften abgezogen werden, das Steueraufkommen  liegt bei rund 

10 Mrd. Euro.  
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Quelle: DIW Gutachten 2004 

Die  niederländische  Steuer  wäre  aufgrund  ihrer  geringen  Verteilungswirkungen  nur 

wenn sonst nichts geht zu fordern, da dann zumindest ein kleines Korrektiv zur Einkom‐

mensteuer durch Besteuerung der Sollerträge von Vermögen erfolgt.  

Abschließend  ist  auch  die  Form  des  Diskurses  einer  Vermögensbesteuerung  wichtig:  

Angst vor Substanzbesteuerung  (außer bei der Erbschaftsteuer, wo wiederum deutlich 

zu machen  ist, dass sie nur die Spitze der Reichen betrifft) und Legitimation einer Ver‐

mögensteuer als Steuer auf nicht arbeitendes  (Finanz)kapital. Ein großer Fortschritt  im 

Diskurs  wäre  auch  ein  grundsätzliches  Denken  in  Alternativen:  Welche  

a l t e r n a t i v e n   Maßnahmen wären erforderlich,  falls man die weithin akzeptierten 

Ziele  (Korrektur der  Schieflage  in der Einkommensverteilung,  zentrale Zukunftsinvesti‐

tionen)  ohne  einen  Ausbau  der  Vermögensbesteuerung,  insbesondere  der  Vermögen‐

steuer  im engeren Sinn erreichen wollte? Die Anhebung der Erbschaftsteuer, des Spit‐

zensteuersatzes  bei  der  Einkommensteuer  und  der  Unternehmenssteuersätze  müsste 

entsprechend drastischer ausfallen! 
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Weitere nützliche Überblicke in den Gutachten: 

 Überblick über Vermögensteuern  in Deutschland und Einnahmen daraus (WIFO 

S. 2‐3) 

 Vorschläge der Oppositionsparteien zur Vermögenssteuer (WIFO S. 4) 

 Rechtsänderungen bzgl. vermögensbezogener Steuern seit 1964 (Anhang Berlin 

Studie S. 35) 

 Überblick Vermögensbezogene Steuern in der EU (WIFO S. 18) 

 Schwierigkeitsgrad  einzelner  Vermögensbesteuerungselemente  und  Drittinfor‐

mationen die hierfür nötig sind (Utrecht Studie S. 8) 

 Vergleich  von Deutschland und  den wichtigsten  EU‐Mitgliedstaaten  (und Nor‐

wegen) bezüglich der Existenz einer Vermögensteuer und  steuerlicher Absetz‐

barkeit von Hypothekzinsen (Utrecht Studie S. 18) 

 

Weitere wichtige Studien 

DIW Gutachten 2004 von Stefan Bach, Peter Haan, Ralf Maiterth, Caren Sureth DIW Poli‐
tikberatung Kompakt, Berlin 2004 Modelle  für die Vermögensbesteuerung von natürli‐
chen Personen und Kapitalgesellschaften – Konzepte, Aufkommen, wirtschaftliche Wir‐
kungen 
 
DIW Gutachten 2012 von Stefan Bach und Martin Beznoska, Aufkommens‐ und Vertei‐
lungswirkungen  einer Wiederbelebung  der  Vermögenssteuer,  Endbericht  Forschungs‐
projekt im Auftrag des Ministeriums der Finanzen Rheinland‐Pfalz, des Ministeriums für 
Finanzen und Wirtschaft Baden‐Württemberg, der  Finanzbehörde Hamburg  sowie des 
Finanzministeriums des Landes Nordrhein‐Westfalen, Berlin, 29. Juni 2012 
 

Kurzfassung 
 
In diesem Forschungsprojekt werden die Aufkommens‐ und Verteilungswirkungen einer 
Wiederbelebung  der  Vermögensteuer  in  Deutschland  untersucht.  Die  Besteuerungs‐
grundlagen sollen sich grundsätzlich an der Vermögensteuer orientieren, die bis 1996 er‐
hoben wurde. Neben natürlichen Personen sollen auch juristische Personen eigenständig 
der Vermögenssteuerpflicht unterliegen, wie dies bis 1996 der Fall war. Dies betrifft  ins‐
besondere Kapitalgesellschaften und Genossenschaften  sowie Vereine, Vermögensmas‐
sen und Stiftungen. Auslandsvermögen wären steuerpflichtig, soweit sie nicht durch Dop‐
pelbesteuerungsabkommen  freigestellt  sind.  An  wesentlichen  Änderungen  gegenüber 
dem damaligen Rechtsstand sind in einem Basisszenario vorgesehen: 

 Das Vermögen soll verkehrswertnah bewertet werden. 
 Es soll keine gesonderten sachlichen Freibeträge für das Betriebsvermögen oder an‐

dere Vermögensarten geben. 
 Der persönliche Freibetrag soll 2 Mio. Euro betragen und  in Fällen der Zusammen‐

veranlagung von Ehegatten oder Lebenspartnern verdoppelt werden. 
 Kinderfreibeträge  sowie eine Zusammenveranlagung mit Kindern  sind nicht vorge‐

sehen. 
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 Für  juristische  Personen  soll  eine  Freigrenze  für  steuerpflichtige  Vermögen  bis 
200.000 Euro gelten. 

 Ein Halbvermögensverfahren soll mögliche Doppelbelastungen des Vermögens von 
Kapitalgesellschaften und anderen juristischen Personen vermeiden. 

 Bei  juristischen  Personen  sollen  Beteiligungen  an  anderen  juristischen  Personen 
steuerfrei bleiben, unabhängig von der Höhe der Beteiligungsquote. 

 Der Steuersatz soll einheitlich 1 Prozent betragen, sowohl für natürliche als auch ju‐
ristische Personen. 

Da das private Vermögen stark auf das obere 1 Prozent der Bevölkerung konzentriert ist, 
kann eine Vermögensteuer der natürlichen Personen auch bei hohen Freibeträgen ein be‐
trächtliches  Aufkommen  erzielen.  Unter  Berücksichtigung  von  Vorsichtsabschlägen  für 
mögliche Schätzunsicherheiten ergibt sich  für das Basisszenario mit einem persönlichen 
Freibetrag  von  2 Mio.  Euro  und  unter  Berücksichtigung  des  Halbvermögensverfahrens 
eine Bemessungsgrundlage in Höhe von 890 Mrd. Euro (Tabelle K‐1). Beim Steuersatz von 
1 Prozent könnte damit ein jährliches Steueraufkommen von 8,9 Mrd. Euro erzielt werden. 
Steuerpflichtig wären 143 000 Personen, das entspricht den reichsten 0,2 Prozent der er‐
wachsenen Bevölkerung. Bei der Vermögensteuer der  juristischen Personen greifen wir 
auf die  Schätzungen  für die  Jahre 2008/09  zurück. Damit werden die  schwächere  kon‐
junkturelle Lage und die niedrigeren Marktwerte der Unternehmen berücksichtigt. Dem‐
nach würde die Bemessungsgrundlage unter Berücksichtigung des Halbvermögensverfah‐
rens bei 760 Mrd. Euro liegen. Daraus würde beim Steuersatz von 1 Prozent ein jährliches 
Steueraufkommen  von 7,6 Mrd.  Euro  entstehen.  Steuerbelastet wären 164 000 Unter‐
nehmen. Hierbei  handelt  es  sich  um  eine  vorsichtige  Schätzung,  da  aufgrund  unzurei‐
chender  Datengrundlagen  die  steuerpflichtigen  Vermögen  systematisch  unterschätzt 
werden  dürften.  Insgesamt  verspricht  die  wiederbelebte  Vermögensteuer  bei  einem 
Steuersatz von 1 Prozent ein zusätzliches Steueraufkommen von 16,5 Mrd. Euro pro Jahr, 
ohne  Berücksichtigung  von möglichen Anpassungsreaktionen  der  Steuerpflichtigen  (Ta‐
belle K‐1). Dies entspricht 0,64 Prozent des BIP  im Jahre 2011. Die Erhebungskosten der 
Vermögensteuer  (Befolgungskosten,  Verwaltungskosten  einschließlich  des  Minderauf‐
kommens  für  korrigierte  Fehler bei der  Immobilienbewertung),  schätzen wir  auf  insge‐
samt 1,8 Prozent des Aufkommens. 
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Optionen zur Erhöhung vermögensbezogener Steuern in Deutschland 

Steueroption und Kurzcha‐
rakterisierung (Status Quo) 

Eckpunkte einer Reform  Mehreinnahmen in Höhe 
von … für1) … 

Vorteile  Probleme  Treffsicherheit bei Steuer‐
pflichtigen 

Ausweichreaktionen von 
Steuerpflichtigen 

Verfassungsrechtliche 
Aspekte 

Technische Aspekte 

Allgemeine Vermögensteuer 
 
- Seit 1997 in Deutschland 
ausgesetzt 

- Bundeseinheitlich geregelt 
- Nach Wiedervereinigung in 
neuen Bundesländern nicht 
erhoben 

 
Steuerpflichtige: natürliche und 
juristische Personen 
 
Bemessungsgrundlage:  
- Nettovermögen 
- Freibetrag: 61.355 € pro 
Familienmitglied (Ehepartner 
und Kinder) 

-  
Steuertarif:  
- 1% für natürliche Personen 
-  0,6% für juristische Personen 
-  
Aufkommen:  
4,6 Mrd. € (1996) 
0,25% des BIP 

Steuerpflichtige2): Natürliche 
und juristische Personen 
 
Bemessungsgrundlage:  
- Das zum Verkehrswert 
bewertete Nettovermögen 

- Reform Bewertungsverfahren 
für Grund‐ und Immo‐
bilienvermögen (Verkehrswert 
statt Einheitswert) 

- Freibetrag 2 Mio. € für 
natürliche Personen 

- Freigrenze 0,2 Mio. € für 
juristische Personen 

- Halbvermögensverfahren zur 
Vermeidung der Doppelbe‐
steuerung natürlicher und 
juristischer Personen 

Steuertarif:  
- 1% für natürliche und juristi‐
sche Personen 

Mehreinnahmen 2): 
- 16,5 Mrd. € theoretisches 
Einnahmepotenzial 

- 11,6 Mrd. € 
0,44% des BIP  
unter Berücksichtigung von 
Ausweichreaktionen

4) 
 
Für: 
Länder 

- Geringe Konjunkturreagibilität 
und geringe kurzfristige Ein‐
nahmeschwankungen 

- Langfristig zunehmend 
ergiebige Einnahmequelle 

- Begrenzung der zunehmenden 
Vermögensungleichheit 

- Gute Wachstums‐ und 
Beschäftigungsverträglichkeit 
(laut Studien von OECD und 
IWF) 

- Anreiz für effizientere Vermö‐
gensanlage zur Minimierung 
der effektiven Steuer‐
belastung 

- Nachhol‐ und Kontrollsteuer 
zur "Nachversteuerung" nicht 
erfasster bzw. nur moderat be‐
steuerter Kapitalerträge 

- Doppelbesteuerung 
‐ durch gleichzeitige Steuer‐
pflichtigkeit natürlicher und 
juristischer Personen

3) 
‐ durch gleichzeitige Einkom‐
mensbesteuerung der Kapital‐
erträge 
‐ durch gleichzeitige Erhebung 
der Grundsteuer 

- Substanzbesteuerung im 
betrieblichen Bereich bei 
schlechter Ertragslage 

- Überdurchschnittlich (aber 
nicht prohibitiv) verwaltungs‐
aufwändig 

Aufgrund der hohen und 
steigenden Vermögens‐
konzentration hohe Treffsicher‐
heit 
(Gini‐Koeffizient Verteilung 
Nettovermögen 0,76

17)): 
 
- 143.000 steuerpflichtige 
natürliche Personen  
(0,2% der erwachsenen Bevöl‐
kerung) 

- 164.000 Unternehmen2) 

Ausweichreaktionen 
und ‐möglichkeiten am ver‐
gleichsweise höchsten:  
Reduktion des theoretischen 
Aufkommenspotenzials (16,5 
Mrd. €) um 30% aufgrund von 
Ausweichreaktionen

2) 

- Gesetzgebungskompetenz 
vermutlich bei Ländern 

- Eventuell Kompetenz des 
Bundes zur Schaffung eines 
einheitlichen Rechtsrahmens für 
die Erhebung der Steuer 

- Verfassungsrechtlich unpro‐
blematisch bei  
‐ Konzeption als Sollertragsteuer
‐ Verschonung des persönlichen 
Gebrauchsvermögens 
‐ verkehrswertnaher Bewertung 
von Grund‐ und Immobilienver‐
mögen 

- Zu weitreichende Ver‐
schonungsregelungen für Fami‐
lienunternehmen verfassungs‐
rechtlich vermutlich problema‐
tisch 
 

- Deutlicher zeitlicher Vorlauf 
(zur Vorbereitung und Durch‐
führung der regelmäßig 
erforderlichen Bewertung des 
Vermögens, v.a. Grund‐ und 
Immobilienvermögen) 

- Praktikable Bewertungsver‐
fahren, die für Erbschaft‐ und 
Schenkungsteuer angewen‐
det werden, verfügbar 

 

   



 

   

Steueroption und Kurzcha‐
rakterisierung (Status Quo) 

Eckpunkte einer Reform  Mehreinnahmen in Höhe 
von … für1) … 

Vorteile  Probleme  Treffsicherheit bei Steuer‐
pflichtigen 

Ausweichreaktionen von 
Steuerpflichtigen 

Verfassungsrechtliche 
Aspekte 

Technische Aspekte 

Einmalige Vermögensabgabe 
 
- Zuletzt im Rahmen des so 
genannten "Lastenausgleichs" 
erhoben 

- Zusätzlich zu 0,75% regelmäßig 
erhobener allgemeiner Ver‐
mögensteuer ab 1952 

 
Steuerpflichtige: 
Natürliche Personen 
 
Bemessungsgrundlage: 
- Am 21. Juni 1948 vorhandenes 
Nettovermögen 

- Unter Berücksichtigung 
persönlicher Freibeträge 
 

Steuersatz: 
- 50% 
- verteilt über 30 Jahre (d.h. 

Steuersatz 1,67% p.a.) 

- Steuerpflichtige5): 
- Natürliche Personen 
 

Bemessungsgrundlage:  
- Das zu einem Stichtag in der 
Vergangenheit festgestellte, 
zum Verkehrswert bewertete 
Nettovermögen  

- Freibetrag 1 Mio. € für 
Privatvermögen 

- Freibetrag 5 Mio. € Betriebs‐
vermögen 
 

Steuertarif:  
- 10% 
- verteilt über 10 Jahre (d.h. 
Steuersatz 1% p.a.) 

- Begrenzung der Ertrags‐
belastung bei Betriebs‐
vermögen 

Mehreinnahmen: 
140 Mrd. €  
5,25% des BIP)5 

 
Für: 
Bund 

- Gute Wachstums‐ und 
Beschäftigungsverträglichkeit 

- Korrektur der steigenden 
Vermögensungleichheit 

- Nachhol‐ und Kontrollsteuer 
zur "Nachversteuerung" nicht 
erfasster bzw. nur moderat be‐
steuerter Kapitalerträge 

- Doppelbesteuerung 
‐ durch gleichzeitige Einkom‐
mensbesteuerung der Kapital‐
erträge 
‐ durch gleichzeitige Erhebung 
der Grundsteuer 
‐ durch gleichzeitige Erhebung 
einer allgemeinen Vermögen‐
steuer 

- Substanzbesteuerung von 
Betriebsvermögen bei schlech‐
ter Ertragslage

6) 
- Überdurchschnittlich (aber 
nicht prohibitiv) verwaltungs‐
aufwändig 

Aufgrund der hohen Vermö‐
genskonzentration hohe 
Treffsicherheit 
(Gini‐Koeffizient Verteilung 
Nettovermögen 0,76

17)): 
 
- 330.000 bis 340.000 steuer‐
pflichtige natürliche Personen 
(0,6% der erwachsenen Bevöl‐
kerung)

5) 

Ausweichreaktionen kaum zu 
erwarten, sofern unmittelbar 
nach Bekanntgabe der Einfüh‐
rung Sicherung der Konten bei 
den Finanzinstituten durch den 
Fiskus 

- Gesetzgebungskompetenz beim 
Bund 

- Zulässig zur Deckung eines 
außerordentlichen Finanz‐
bedarfs (des Bundes): allerdings 
umstritten, ob im Zusammen‐
hang mit der jüngsten Finanz‐ 
und Wirtschaftskrise gegeben 

- Als einmalige Abgabe vermutlich 
zulässig auch als Vermögens‐
substanzsteuer und zusätzlich zu 
einer regelmäßig erhobenen 
allgemeinen Vermögensteuer 

- Deutlicher zeitlicher Vorlauf 
(zur Vorbereitung und Durch‐
führung der einmalig erfor‐
derlichen Bewertung des Ver‐
mögens, v.a. Grund‐ und 
Immobilienvermögen) 

- Praktikable Bewertungs‐
verfahren, die für Erbschaft‐ 
und Schenkungsteuer ange‐
wendet werden, verfügbar 

Besteuerung von Kapitalerträ‐
gen 
 
Steuerpflichtige: 
Natürliche Personen 
 
Bemessungsgrundlage: 
- Kapitaleinkünfte  

(Zinserträge, Dividendenein‐
künfte, Veräußerungsgewinne 
aus Finanztiteln) 

- Freibetrag 801 € 
 

Steuersatz: 
- 25% Abgeltungssteuer 

 
Aufkommen: 
8,2 Mrd. € (2012) 
0,31% des BIP 

Besteuerung mit regulärem 
progressivem Einkommen‐
steuertarif  

Mehreinnahmen: 
3 bis 4 Mrd. € 
0,1% des BIP 
 
Für: 
Bund, Länder und Gemeinden 

- Langfristig zunehmend 
ergiebige Einnahmequelle15) 

- Korrektur der zunehmenden 
Einkommensungleichheit, 
damit auch Begrenzung der 
zunehmenden Vermögens‐
ungleichheit 

- Wiederherstellung der 
Gleichmäßigkeit der Besteue‐
rung unterschiedlicher Ein‐
kunftsarten 

- Istertragsbesteuerung (statt 
Sollertragsbesteuerung wie bei 
allgemeiner Vermögensteuer) 
und daher Vermeidung einer 
Substanzbesteuerung bei 
fehlenden Erträgen oder 
Verlusten

15) 

- Hohe Konjunkturreagibilität 
und hohe kurzfristige Ein‐
nahmeschwankungen

14) 
- Doppelbesteuerung  
‐ bei gleichzeitiger Anwendung 
einer allgemeinen Vermögen‐
steuer

14) 
‐ bei gleichzeitiger Anwendung 
einer einmaligen Vermögens‐
abgabe 

- Gefahr eines Lock‐in‐Effekts 
durch Besteuerung von Veräu‐
ßerungsgewinnen

14) 
- Aufgrund der Anwendung des 
Veranlagungsverfahrens 
schwerer durchzusetzen und 
zu kontrollieren als im Quel‐
lenabzugsverfahren erhobene 
Abgeltungssteuer

11) 

Aufgrund der hohen Ver‐
mögenskonzentration und damit 
Konzentration von Kapitalerträ‐
gen hohe Treffsicherheit 
(Gini‐Koeffizient für Kapitalerträ‐
ge 0,87)

16) 

Ausweichreaktionen relativ 
hoch: 
Bemessungsgrundlagen‐
elastizität von ‐0,25 für Kapital‐
ertragsteuern

9) 

- Gesetzgebungskompetenz bei 
Bund 

Ggf. kurzer zeitlicher Vorlauf 
zur Einrichtung einer Abschlag‐
steuer an der Quelle 

 



 

   

Steueroption und Kurzcha‐
rakterisierung (Status Quo) 

Eckpunkte einer Reform  Mehreinnahmen in Höhe 
von … für1) … 

Vorteile  Probleme  Treffsicherheit bei Steuer‐
pflichtigen 

Ausweichreaktionen von 
Steuerpflichtigen 

Verfassungsrechtliche 
Aspekte 

Technische Aspekte 

Erbschaft‐ und Schenkungsteuer 
 
Steuerpflichtige: 
Natürliche Personen 
 
Bemessungsgrundlage: 
- Das zum Verkehrswert be‐
wertete Nettovermögen 

- Steuerfreiheit selbstgenutzter 
Wohnimmobilien bei Eigen‐
nutzungsdauer von mindes‐
tens 10 Jahren bei nahen 
Verwandten 

- Freibetrag 500.000 € für 
Ehegatten 

- Freibetrag 400.000 € für 
Kinder 

- Umfangreiche Verscho‐
nungsregelungen für vererbtes 
Betriebsvermögen

13) (völlige 
Steuerfreiheit unter bestimm‐
ten Bedingungen) 

- Anrechnungszeitraum 10 Jahre 
bei mehrfacher Schenkung als 
Substitut für Erbschaft 
 
Steuersatz: 

- 7% bis 30% (ab 26 Mio. €) für 
nahe Verwandte 

- Maximal 50% für 
Nicht‐Verwandte 
 

Aufkommen: 
4,31 Mrd. € (2012) 
0,16% des BIP 

- Einschränkung von Ver‐
günstigungen für Privat‐
personen (Senkung der Freibe‐
träge) 

- Senkung der Tarifgrenzen für 
hohe Erbschaften und Schen‐
kungen 

- Einschränkung der Ver‐
schonungsregelungen im 
betrieblichen Bereich 

- Verlängerung des An‐
rechnungszeitraums bei mehr‐
facher Schenkung als Substitut 
für Erbschaft 

 

Mehreinnahmen: 
Beträchtliches Mehreinnahme‐
potenzial

 

 
Für: 
Länder 

- Geringe Konjunkturreagibilität 
und geringe kurzfristige Ein‐
nahme‐schwankungen 

- Langfristig zunehmend 
ergiebige Einnahmequelle 

- Gute Wachstums‐ und 
Beschäftigungsverträglichkeit 

- Begrenzung der zunehmenden 
Vermögensungleichheit 

- Beitrag zur Verbesserung der 
Chancengleichheit 

- Nachhol‐ und Kontrollsteuer 
zur "Nachversteuerung" nicht 
erfasster bzw. nur moderat 
besteuerter Kapitalerträge 

- Überdurchschnittlich (aber 
nicht prohibitiv) verwaltungs‐
aufwändig 

- Liquiditätsprobleme
7) 

Aufgrund der hohen Ver‐
mögenskonzentration und 
entsprechend hohen Kon‐
zentration von Erbchancen hohe 
Treffsicherheit: 
 
- 0,35% der unbeschränkt 
Steuerpflichtigen erbringen 
25,7% des Aufkommens (2009) 

- Beim Betriebsvermögen 
entfallen auf die 8,7% der 
Erbfälle mit dem höchsten 
Gesamtnachlass 55,1% aller 
Nachlassgegen‐stände 
(2009)

13) 

Beschränkte Ausweichreak‐
tionen und ‐möglichkeiten: 
Empirische Studien zeigen 
moderaten Effekt von Erbschaft‐
steuer auf Erbschaftsvolumina8) 
 

- Gesetzgebungskompetenz bei 
den Ländern 

- Verfassungskonformität der 
großzügigen Verscho‐
nungsregelungen im betriebli‐
chen Bereich fraglich (Verfahren 
bei BVG anhängig) 

-  

 

   



 

   

Steueroption und Kurzcha‐
rakterisierung (Status Quo) 

Eckpunkte einer Reform  Mehreinnahmen in Höhe 
von … für1) … 

Vorteile  Probleme  Treffsicherheit bei Steuer‐
pflichtigen 

Ausweichreaktionen von 
Steuerpflichtigen 

Verfassungsrechtliche 
Aspekte 

Technische Aspekte 

Grundsteuer 
 
Steuerpflichtige: 
Natürliche und juristische 
Personen 
 
Bemessungsgrundlage: 
- Bundeseinheitlich geregelt 
- Veraltete Einheitswerte, die 

nur Bruchteil der Verkehrs‐
werte erfassen 
 

Steuersatz: 
- Abhängig vom durch die 

Gemeinden zu bestimmenden 
Hebesatz 

- Durchschnittlich 1% des 
Einheitswertes bei Eigen‐
heimen 
 

Aufkommen: 
11,89 Mrd. € (2012), davon über 
95% aus der Grundsteuer B (für 
nicht land‐ und forstwirtschaft‐
lich genutztes Grund‐ und 
Immobilienvermögen) 
0,45% des BIP 

Verkehrswertnahe Bewertung 
von Grund‐ und Immobilienver‐
mögen bei Grundsteuer B (für 
nicht land‐ und forstwirtschaft‐
lich genutztes Grund‐ und 
Immobilienvermögen), d.h. 
Anhebung der Einheitswerte 
 

Mehreinnahmen: 
Beträchtliches Mehrein‐
nahmepotenzial aufgrund der 
deutlichen Unterbewertung von 
Grund‐ und Immobilienvermö‐
gen 

 
Für: 
Gemeinden 

- Geringe Konjunkturreagibilität 
und geringe kurzfristige Ein‐
nahme‐schwankungen 

- Langfristig zunehmend 
ergiebige Einnahmequelle 

- Gute Wachstums‐ und 
Beschäftigungsverträg‐lichkeit 

- Gewisse Begrenzung der 
zunehmenden Vermö‐
gensungleichheit 

- Stärkt Äquivalenzprinzip, d.h. 
Zusammenhang zwischen 
kommunalen Leistungen und 
Steuerzahlung (erhöht Kosten‐ 
und Struktureffizienz bei 
Bereitstellung kommunaler 
Leistungen) 

- Anreiz zur effizienten Ver‐
wendung von Grund‐ und 
Immobilienvermögen 

- Überdurchschnittlich (aber 
nicht prohibitiv) verwaltungs‐
aufwändig 

- (Teilweise) Überwälzung auf 
Mieter nicht auszuschließen, 
Erwartungen einer regressiven 
Wirkung einer Grundsteuerer‐
höhung scheinen allerdings 
überzogen (höherwertiger 
vermietete Immobilien ver‐
mutlich überdurchschnittlich 
unterbewertet) 

- Verkehrswertbasierte Bewer‐
tung birgt Gefahr höherer 
Konjunkturreagibilität und 
höherer kurzfristiger Einnah‐
meschwankungen 

Treffsicherheit am ver‐
gleichsweise geringsten: 
 

- Gini‐Koeffizient Verteilung 
Immobilienvermögen 0,7 bis 
0,818), aber 

- Wohneigentumsquote 48%18) 
- (Teilweise) Überwälzung auf 
Mieter nicht auszuschließen 

Ausweichreaktionen 
und ‐möglichkeiten am ver‐
gleichsweise geringsten 
 

- Gesetzgebungskompetenz bei 
Bund (Bemessungsgrundlage) 
und Gemeinden (Hebesatz) 

- Verfassungskonformität der 
Einheitswerte fraglich (Ver‐
fahren bei BVG anhängig) 

- Deutlicher zeitlicher Vorlauf 
(zur Vorbereitung und Durch‐
führung der regelmäßig 
erforderlichen Bewertung des 
Grund‐ und Immobilien‐
vermögens) 

- Praktikable Bewertungs‐
verfahren, die für Erbschaft‐ 
und Schenkungsteuer ange‐
wendet werden, verfügbar 

Bankenabgabe 
 
Steuerpflichtige: 
Kreditinstitute 
 
Bemessungsgrundlage: 
- Summe der Passiva (unter 

Berücksichtigung bestimmter 
Abzugsposten) 

- Freibetrag 300 Mio. € 
 

Steuersatz: 
- 0,02% bis 0,06% 
- 0,0003% auf außerbilanzielles 

Derivatvolumen 
- Zumutbarkeitsgrenze des 

Jahresbeitrags einer Bank von 
20% des Jahresüberschusses 

- Mindestbeitrag von 5% des 
regulären Jahresbeitrags 
 

Aufkommen: 
0,69 Mrd. € (2012) 
0,03% des BIP 

Mindestens Verdoppelung des 
Abgabesatzes zur schnelleren 
Erreichung des politisch gesetz‐
ten Zielwerts von 70 Mrd. € 
Vermögen des aus der Banken‐
abgabe gespeisten Restruktu‐
rierungsfonds zur Finanzierung 
notwendiger Abwicklungs‐ oder 
Restrukturierungsmaßnahmen 
systemrelevanter Banken 

Mehreinnahmen: 
K.A.

 

 
Für: 
Restrukturierungsfonds mit 
Zielgröße 70 Mrd. € 

- Begrenzte Konjunkturre‐
agibilität und kurzfristige 
Einnahmeschwankungen 

- Langfristig zunehmend 
ergiebige Einnahmequelle 

- Begrenzung des Größen‐
wachstums von Kredit‐
instituten, damit Beitrag zur 
Stabilisierung des Bankensek‐
tors 

- (Teilweise) Überwälzung auf 
Bankkunden nicht auszuschlie‐
ßen 

- Fondslösung birgt Anreize für 
'moral hazard' auf Seiten der 
Banken 

- Geringes Regulierungs‐
potenzial bezüglich spekulati‐
ver Finanztransaktionen 

Treffsicherheit unklar: 
 
-  (teilweise) Überwälzung auf 
Bankkunden nicht auszuschlie‐
ßen 

Ausweichreaktionen 
und ‐möglichkeiten begrenzt 
 

- Gesetzgebungskompetenz bei 
Bund 
 

-  



 

   

Steueroption und Kurzcha‐
rakterisierung (Status Quo) 

Eckpunkte einer Reform  Mehreinnahmen in Höhe 
von … für1) … 

Vorteile  Probleme  Treffsicherheit bei Steuer‐
pflichtigen 

Ausweichreaktionen von 
Steuerpflichtigen 

Verfassungsrechtliche 
Aspekte 

Technische Aspekte 

Finanztransaktionssteuer  Steuerpflichtige: 
Professionelle Finanzmarkt‐
akteure 
 
Bemessungsgrundlage: 
Sämtliche Finanztransaktionen 
 
Steuersatz: 
- 0,01% für Derivate 
- 0,1% für Aktien und Anleihen 
- Spielraum auf nationaler 

Ebene zur Erhöhung der 
Steuersätze 

Mehreinnahmen12): 
Bis zu 35 Mrd. € in den beteilig‐
ten 11 EU‐Ländern 
 
Für: 
Bund, Länder und Gemeinden 

- Langfristig zunehmend 
ergiebige Einnahmequelle 

- Beitrag zur Eindämmung 
hochspekulativer Finanz‐
transaktionen und damit zur 
Stabilisierung des Finanzsek‐
tors 

- Gewisse Konjunkturreagibilität 
und gewisse kurzfristige Ein‐
nahmeschwankungen 

- (Teilweise) Überwälzung auf 
Endkunden nicht aus‐
zuschließen, allerdings sehr 
begrenzt bei langfristigem 
Anlageverhalten 

- Aufgrund der hohen Ver‐
mögenskonzentration und 
damit Konzentration von 
Finanztiteln sowie vermutlich 
Konzentration spekulativer 
Transaktionen auf vermögende 
Schichten vermutlich hohe 
Treffsicherheit 

Ausweichreaktionen relativ 
hoch10): 
Reduktion des Volumens von 
Derivattransaktionen um 75%, 
von Aktien‐ und Anleihetransak‐
tionen um 15%12) 

- Gelegentlich geäußerte EU‐
rechtliche Vorbehalte scheinen 
wenig begründet zu sein 

‐ 

Q: WIFO-Zusammenstellung. – 1) Unter der geltenden Finanzverfassung. – 2) Vgl. Bach/Beznoska (2012). – 3) Kann vermieden werden durch Abstimmung der Besteuerung natürlicher und juristischer Personen, z.B. durch Halbvermögens-
verfahren. - 4) Der Rückgang des theoretischen Einnahmepotenzials aufgrund von Ausweichreaktionen setzt sich zusammen aus 1,6 Mrd. € geringeren Vermögensteuermehreinnahmen und einer Reduktion der Kapitalertragsteuerein-
nahmen um 3,3 Mrd. €. – 5) Bach (2012). – 6) Kann vermieden werden durch Begrenzung der Ertragsbelastung für Betriebsvermögen. – 7) Können vermieden werden durch großzügige Stundungs- und Ratenzahlungsmöglichkeiten. – 
8) Vgl. Kopczuk/Slemrod (2001); siehe auch Piketty/Saez (2013), die für die USA einen aufkommensmaximierenden Erbschaftsteuersatz von 60% schätzen. – 9) Vgl. Bach/Beznoska (2012). – 10) Ausweichreaktionen sind stark abhängig 
von der Anwendungsbreite, d.h. dem Ausmaß, in dem unterschiedliche Finanztitel der Besteuerung unterliegen, und dem regionalen Anwendungsbereich. – 11) Eine relativ hohe Abschlagsteuer an der Quelle mit anschließender 
Anrechnung bei der Einkommensteuerveranlagung kann Steuerhinterziehung reduzieren helfen. – 12) Vgl. European Commission (2013). – 13) Vgl. Wissenschaftlicher Beirat beim BMF (2012). – 14) Diese Probleme treten auch bei einer 
Abgeltungssteuer auf, werden durch die progressive Besteuerung jedoch verstärkt. – 15) Dieser grundsätzliche Vorteil einer Kapitalertragsteuer gegenüber einer Vermögensteuer ist unabhängig von der konkreten Ausgestaltung (pro-
portionale Abgeltungsteuer versus progressive Besteuerung im Veranlagungsverfahren). – 16) Bonesmo Fredriksen (2012). – 17) Mooslechner (2013).  

 

 


